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Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für Metallbauarbeiten – Bereich Konstruktionstechnik 

(Stand: Januar 2023) 
 
 

§ 1 
Geltung der Bedingungen 

 
Die Leistungen des Unternehmers erfolgen ausschließlich auf-
grund dieser Geschäftsbedingungen sowie ergänzend der 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) – Teil B 
(Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bau-
leistungen) in der bei Vertragsabschluss gültigen Fassung. 
 
Der Unternehmer übergibt dem Besteller, soweit dieser nicht zu 
den baubewanderten Kreisen gehört, auf Wunsch ein Exemplar 
der VOB Teil B. 
 
Gegenbestätigungen des Bestellers unter Hinweis auf seine Ge-
schäfts- bzw. Einkaufsbedingungen wird hiermit widersprochen. 
 

§ 2 
Angebote und Angebotsunterlagen 

 
1. Angebote des Unternehmers sind für die Dauer von 48 

Werktagen ab Datum des Angebots verbindlich, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 
 

2. Die zu Angeboten gehörenden Unterlagen wie Abbildun-
gen, Zeichnungen, Gewichts- und Maßangaben sind nur 
annähernd maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich als 
verbindlich bezeichnet sind. Die Änderungen sind unange-
messen und vom Besteller nicht mehr zu akzeptieren, so-
fern sie über das branchenübliche Maß hinausgehen. An 
Kostenvoranschlägen, Aufmaßen, Zeichnungen und ande-
ren Unterlagen behält sich der Unternehmer Eigentums- 
und Urheberrechte vor. 
 

3. Alle Eigentums- und Urheberrechte an Angeboten und 
sämtlichen Unterlagen dürfen ohne Genehmigung des Un-
ternehmers weder weitergegeben, veröffentlicht oder ver-
vielfältigt noch für einen anderen als den vereinbarten 
Zweck benutzt werden. 
 

4. Vorbehaltlich anderslautender, individueller Vereinbarun-
gen sind in den Angeboten ausschließlich die in den ein-
schlägigen Normen der VOB/B genannten Nebenleistun-
gen enthalten. Sonstige, darüber hinaus gehende Arbeiten 
sind gesondert zu vergüten. 

 
§ 3 

Leistung / Leistungsänderung und zusätzliche Leistung 
 
1. Wird der Unternehmer bezüglich einzubauenden Materials 

nicht selbst beliefert, obwohl er bei zuverlässigen Lieferan-
ten deckungsgleiche Bestellungen aufgegeben hat, wird er 
von seiner Leistungspflicht frei und kann vom Vertrag zu-
rücktreten. 

 
2. Der Unternehmer ist verpflichtet, den Besteller über die 

Verfügbarkeit von einzubauendem Material unverzüglich 
zu unterrichten und wird jede schon erbrachte Gegenleis-
tung des Bestellers unverzüglich erstatten. 

 
3. Nicht zum Umfang der Leistungen gehören die Erstellung 

und Lieferung einer Statik sowie Werkstattpläne und 
Zeichnungen. 
 
Werden solche Unterlagen vom Besteller verlangt, sind 
diese gesondert zu vergüten. 

 
4. Behördliche und sonstige Genehmigungen sind vom Be-

steller auf eigene Kosten zu beschaffen und dem Unter-
nehmer rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. 

 
5. Für nachträglich vom Besteller verlangte Mehr-, Nacht-, 

Sonn- und Feiertagsarbeit sowie für den Auftragnehmer 
unvorhersehbare Arbeiten unter erschwerten Bedingungen 
werden tarifliche Zuschläge und Zulagen berechnet. 

 
 
 
 

§ 4 
Gewährleistung/Mängelrechte/Sicherheitsleistungen 

 
1. Sicherheitsleistungen (§ 17 VOB/B) für die Mängelansprü-

che des Bestellers (Mängelhaftungssicherheit) werden nur 
bei Bestellungen mit einem Auftragswert von mindestens 
25.000 Euro (ohne Umsatzsteuer) vereinbart. 
Für Sicherheitseinbehalte wird vom Unternehmer (auch 
nach Ablösung durch Bürgschaft) kein Skonto gewährt. 
Der Besteller verpflichtet sich Bürgschaften sofort nach 
Ablauf der vereinbarten Einbehaltungsfrist an den Unter-
nehmer zurückzugeben. Für die Rückgabe von Bürgschaf-
ten wird eine Bringschuld des Bestellers vereinbart. 
 

2. Ist die vom Unternehmer erbrachte Leistung oder der er-
stellte Gegenstand mangelhaft und / oder es fehlen zuge-
sicherte Eigenschaften und/oder es tritt innerhalb der Ge-
währleistungsfrist eine Schadhaftigkeit durch Fabrikations- 
oder Materialmängel ein, darf der Unternehmer nach sei-
ner Wahl und unter Ausschluss sonstiger Gewährleis-
tungsansprüche des Bestellers Ersatz liefern oder nach-
bessern. Mehrfache Nachbesserungen sind zulässig. 

 
3. Die mangelhafte Leistung und Gegenstände sind in dem 

Zustand, in dem sie sich im Zeitpunkt der Feststellung des 
Mangels befinden, zur Besichtigung durch den Unterneh-
mer bereit zu halten. 
 

4. Werden Betriebs- oder Wartungsanweisungen des Unter-
nehmers nicht befolgt, Änderungen an den Produkten vor-
genommen, Teile ausgewechselt oder für das Werk nicht 
geeignete Materialien verwendet, so entfällt jede Gewähr-
leistung, wenn der Besteller eine entsprechend substanti-
ierte Behauptung, dass erst einer dieser Umstände den 
Mangel herbeigeführt hat, nicht widerlegt. 
 

5. Eine Haftung für normale Abnutzung oder Verschleiß ist 
ausgeschlossen.  
 

6. Bei Abschluss eines Werkvertrags für Reparatur-, Ausbes-
serungs-, Instandhaltungs-, Einbau-, Erneuerungs- oder 
Umbauarbeiten an einem bereits errichteten Bauwerk, 
wenn die Arbeiten nach Art und Umfang keine wesentliche 
Bedeutung für Konstruktion, Bestand, Erhaltung oder Be-
nutzbarkeit des Gebäudes haben, verjähren die Mängel-
ansprüche des Bestellers in einem Jahr ab Abnahme.  
 
Die vorgenannte Verjährungsfrist gilt auch bei erfolgsbezo-
genen Arbeiten an einer beweglichen Sache, wie etwa Re-
paratur-, Ausbesserungs-, Instandhaltungs-, Einbau-, Er-
neuerungs- oder Wartungsarbeiten an einer beweglichen 
Sache oder Planungs- und Überwachungsleistungen hier-
für, sofern der Besteller kein Verbraucher (§ 13 BGB) ist. 

 
§ 5 

Aufwendungsersatz 
 

Kommt der Unternehmer einer Aufforderung des Bestellers zur 
Mängelbeseitigung nach und gewährt der Besteller den Zugang 
zum Objekt zum vereinbarten Termin schuldhaft nicht oder stellt 
sich heraus, dass es sich um ein schuldhaft unberechtigtes Man-
gelbeseitigungsverlangen handelt, da objektiv kein Mangel vor-
liegt, hat der Besteller die Aufwendungen des Unternehmers zu 
ersetzen. Mangels Vereinbarung der Sätze gelten ortsübliche 
Sätze. 
 

§ 6 
Haftungsbegrenzung 

 
Die Haftung für leicht fahrlässige Pflichtverletzungen ist ausge-
schlossen, sofern nicht Schäden aus der Verletzung des Lebens, 
des Körpers oder der Gesundheit oder Garantien betroffen sind, 
oder Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz berührt sind. 
 
Unberührt bleibt ferner die Haftung für die Verletzung von Pflich-
ten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung 
der Besteller vertrauen darf. 
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Gleiches gilt für Pflichtverletzungen von Erfüllungsgehilfen des 
Unternehmers. 
 

§ 7 
Eigentumsvorbehalt 

 
1. Bis zur Erfüllung aller Forderungen, die dem Unternehmer 

aus jedem Rechtsgrund gegen den Besteller zustehen, 
behält sich der Unternehmer das Eigentum an den gelie-
ferten Gegenständen vor (Vorbehaltsgegenstände). 
 

2. Der Besteller ist verpflichtet, Pfändungen der Vorbehalts-
gegenstände dem Unternehmer unverzüglich anzuzeigen 
und die Pfandgläubiger vom Eigentumsvorbehalt zu unter-
richten. Der Besteller ist nicht berechtigt, die ihm unter Ei-
gentumsvorbehalt gelieferten Gegenstände – außer in den 
Fällen der folgenden Ziffern genannten Fällen – zu veräu-
ßern, zu verschenken, zu verpfänden oder zur Sicherheit 
zu übereignen. 
 

3. Erfolgt die Leistung für einen vom Besteller unterhaltenen 
Geschäftsbetrieb, so dürfen die Gegenstände im Rahmen 
einer ordnungsgemäßen Geschäftsführung weiterveräu-
ßert werden. In diesem Fall werden die Forderungen des 
Bestellers gegen den Abnehmer aus der Veräußerung be-
reits jetzt an den Unternehmer abgetreten. Bei Weiter-
veräußerung der Gegenstände auf Kredit hat sich der Be-
steller gegenüber seinem Abnehmer seinerseits das Ei-
gentum vorzubehalten. Die Rechte und Ansprüche aus 
diesem Eigentumsvorbehalt gegenüber seinem Abnehmer 
tritt der Besteller hiermit an den Unternehmer ab. Die Ab-
tretungen nimmt der Unternehmer bereits jetzt an. 
 

4. Eine etwaige Be- oder Verarbeitung der Vorbehaltsgegen-
stände durch den Besteller nimmt dieser für den Unterneh-
mer unentgeltlich vor. Bei Verarbeitung, Verbindung, Ver-
mischung oder Vermengung der Vorbehaltsgegenstände 
mit anderen, nicht dem Unternehmer gehörenden Waren 
steht dem Unternehmer der dabei entstehende Miteigen-
tumsanteil an der neuen Sache im Verhältnis des Fakto-
ren-Wertes der Vorbehaltsgegenstände zu der übrigen 
verarbeiteten Ware zum Zeitpunkt der Verarbeitung, Ver-
bindung, Vermischung oder Vermengung zu. 
 
Erwirbt der Besteller das Alleineigentum einer neuen Sa-
che, so sind sich die Vertragspartner darüber einig, dass 
der Besteller dem Unternehmer im Verhältnis des Fakto-
ren-Wertes der verarbeiteten bzw. verbundenen, ver-
mischten oder vermengten Vorbehaltsgegenstände Mitei-
gentum an der neuen Sache einräumt und diese unent-
geltlich für den Besteller verwahrt. 
 

5. Werden die Vorbehaltsgegenstände zusammen mit ande-
ren Waren, und zwar gleich, ob ohne oder nach Veräuße-
rung, Verbindung, Vermischung oder Vermengung weiter-
veräußert, so gilt die oben in Ziff. 3 vereinbarte Vorausab-
tretung nur in Höhe des Faktoren-Wertes der Vorbehalts-
gegenstände, die zusammen mit den anderen Waren wei-
terveräußert worden sind. 
 

6. Werden die Vorbehaltsgegenstände vom Besteller bzw. in 
dessen Auftrag als wesentliche Bestandteile in das Grund-
stück eines Dritten eingebaut, so tritt der Besteller schon 
jetzt gegen den Dritten oder den, den es angeht, etwa ent-
stehende Forderungen auf Vergütung mit allen Neben-
rechten, einschließlich der Einräumung einer Sicherheits-
hypothek, an den Unternehmer ab. 
 

7. Werden Vorbehaltsgegenstände als wesentliche Bestand-
teile in das Grundstück des Bestellers eingebaut, so tritt 
dieser schon jetzt die aus einer Veräußerung des Grund-
stücks oder von Grundstücksrechten entstehenden Forde-
rungen mit allen Nebenrechten an den Unternehmer ab. 
 

8. Wenn der Wert der für den Unternehmer nach den vorste-
henden Bestimmungen bestehenden Sicherheiten den 
Wert der Forderungen des Unternehmers – nicht nur vo-
rübergehend – um insgesamt mehr als 20 % übersteigt, so 
ist der Unternehmer auf Verlangen des Bestellers zur ent-
sprechenden Freigabe von Sicherheiten nach seiner Wahl 

verpflichtet. 
 

9. Erfüllt der Besteller seine Verpflichtungen gegenüber dem 
Unternehmer nicht oder nicht pünktlich, und / oder wirkt er 
in unzulässiger Weise auf die unter Eigentumsvorbehalt 
gelieferten Gegenstände ein, so kann der Unternehmer 
unbeschadet des ihm zustehenden Anspruchs auf Erfül-
lung des Vertrages die Gegenstände herausverlangen, so-
fern eine dem Besteller zur Erfüllung seiner Verpflichtun-
gen gesetzte angemessene Frist erfolglos verstrichen ist. 
Hat der Besteller den Vertrag erfüllt, so hat der Unterneh-
mer die Gegenstände zurückzugeben. Die vorstehende 
Regelung gilt nicht für Abzahlungsgeschäfte, die den 
BGB-Vorschriften zum Verbraucherkredit unterliegen. 
 

10. Wenn der Besteller sich in finanziellen Schwierigkeiten be-
findet, insbesondere die Gefahr einer Insolvenz besteht, 
ist er verpflichtet, dies dem Unternehmer unverzüglich in 
Textform anzuzeigen. 
 
Zugleich ist der Besteller verpflichtet, eine etwaige Abtre-
tung von Forderungen gemäß § 7 Abs. 3 an den Unter-
nehmer gegenüber seinem Kunden offenzulegen. 

 
§ 8 

Allgemeine Einkaufsbedingung für Lieferanten 
(Ausschluss Einschränkung Gewährleistungspflicht) 

 
Alle Angebote des Unternehmers auf Abschluss eines Kaufver-
trages mit Lieferanten unterliegen der Bedingung, dass diese 
dem Unternehmer gegenüber Ihre Gewährleistungspflicht nicht 
einschränken bzw. dem Unternehmer sämtliche vom Gesetz vor-
gesehenen Rechte zustehen. Soweit sich in den Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des Lieferanten eine Bestimmung befin-
den sollte die die Gewährleistungsrechte des Unternehmers ein-
schränkt, widerspricht der Unternehmer dieser ausdrücklich, 
selbst wenn der Lieferant den Unternehmer beliefern sollte. 
 
Sofern der Lieferant eine Bestellung ausführt, sieht der Unter-
nehmer hierin die Erklärung, dass der Lieferant dem Unterneh-
mer gegenüber uneingeschränkt gemäß der gesetzlichen Vor-
gabe in der Gewährleistung steht. Sollte der Lieferant auf eine 
Einschränkung seiner Gewährleistungspflichten bestehen, 
kommt kein wirksamer Kaufvertrag zustande. Der Unternehmer 
bittet in diesem Fall um unverzügliche Benachrichtigung, damit 
die Ware woanders bestellt werden kann. In der Annahme der 
vom Lieferanten gelieferten Ware ist keine Zustimmung zu Klau-
seln oder Bestimmungen zu sehen, die die Gewährleistungs-
rechte des Unternehmers einschränken. 
 

§ 9 
Teilnichtigkeit 

 
Sollte eine Bestimmung in diesen Geschäftsbedingungen un-
wirksam sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller 
sonstigen Bestimmungen und Vereinbarungen zwischen Unter-
nehmer und Besteller nicht berührt. 
 
Die unwirksame Bestimmung soll durch eine Regelung ersetzt 
werden die den wirtschaftlichen Interessen der Parteien ent-
spricht. Das Gleiche gilt, wenn eine Regelungslücke vorliegen 
sollte. 
 

§ 10 
Anwendbares Recht 

 
Für diese Geschäftsbedingungen und die genannten Rechtsbe-
ziehungen zwischen Unternehmer und Besteller gilt das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland mit Ausnahme der Regelung 
des CISG. 
 

§ 11 
Verbraucherstreitbeilegung 

 
Ist der Besteller ein Verbraucher, so gilt Folgendes:  
 
Der Unternehmer weist darauf hin, dass er weder verpflichtet 
noch bereit ist, an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle nach dem Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetz teilzunehmen. 
 

 


